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Kantonsrat St.Gallen  22.06.08 
 

 
 

Gemeindevereinigungsgesetz 
 
 
Ergebnis der 1. Lesung des Kantonsrates vom 29. November 2006 
 
 
Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen 
 
hat von der Botschaft der Regierung vom 4. Juli 20061 Kenntnis genommen und 
 
erlässt 
 
in Ausführung von Art. 98 der Kantonsverfassung vom 10. Juni 20012 
 
als Gesetz: 
 
 

A. Vereinigung 

I. Allgemeine Bestimmung 

Begriffe 

 Art. 1. In diesem Abschnitt bedeuten: 
a) beteiligte Gemeinde: die in das Vereinigungsverfahren und in die Vereinigung einbezogene 

Gemeinde; 
b) vereinigte Gemeinde: die neue Gemeinde nach Abschluss der Vereinigung. 
 
 
II. Verfahren 

Geltungsbereich 

 Art. 2. Die Bestimmungen dieses Erlasses über das Vereinigungsverfahren gelten für die 

Vereinigung von Gemeinden. 
 
 
Grundsatzabstimmung 

 Art. 3. Die Bürgerschaften der beteiligten Gemeinden beschliessen in einer Grundsatzab-

stimmung3 über die Einleitung des Vereinigungsverfahrens. 
 
 Die Grundsatzabstimmung wird durchgeführt: 
a) auf übereinstimmenden Beschluss der Räte der beteiligten Gemeinden. In Gemeinden mit 

Parlament beschliesst das Parlament; 
b) nach Zustandekommen von gleichlautenden Initiativen in den beteiligten Gemeinden. 
 
 
Projektkonzept 

 Art. 3bis. Die Räte der beteiligten Gemeinden erstellen gemeinsam ein Projektkonzept. 

                                                
1  ABl 2006, 1965 ff. 
2  sGS 111.1. 
3  Art. 39 und 114 GG, sGS 151.2. 
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Vereinigungsbeschluss a) Verfahren 

 Art. 4. Stimmen die beteiligten Gemeinden der Einleitung des Vereinigungsverfahrens zu, 

vereinbaren die Räte den Vereinigungsbeschluss. 
  
 Der Vereinigungsbeschluss untersteht der obligatorischen Abstimmung in den beteiligten 
Gemeinden. 
 
 
b) Inhalt 

 Art. 5. Der Vereinigungsbeschluss regelt insbesondere: 

a) Name, Organisationsform und Wappen der neuen Gemeinde; 
b) Zeitplan für die Vereinigung und Zeitpunkt der Entstehung der vereinigten Gemeinde; 
c) den Vollzug hängiger Beschlüsse der Bürgerschaften der beteiligten Gemeinden in der 

vereinigten Gemeinde; 
d) die Überführung von Verwaltungsstellen, unselbständigen öffentlich-rechtlichen Unterneh-

men und Personal in die vereinigte Gemeinde. 
 
 
c) Genehmigung 

 Art. 6. Das zuständige Departement genehmigt den Vereinigungsbeschluss.  

 
 
Konstituierungsrat a) Zusammensetzung 

 Art. 7. Der Konstituierungsrat setzt sich nach Massgabe des Vereinigungsbeschlusses aus 

Mitgliedern der Räte der beteiligten Gemeinden zusammen. Der Vereinigungsbeschluss kann 
vorsehen, dass der Rat der vereinigten Gemeinde an die Stelle des Konstituierungsrates tritt. 
 
 Der Konstituierungsrat wählt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden aus seiner Mitte und 
die Schreiberin oder den Schreiber. 
 
 Die Bestimmungen des Gemeindegesetzes vom 23. August 19794 über den Rat werden 

sachgemäss angewendet. 
 
 
b) Aufgaben 

 Art. 8. Der Konstituierungsrat: 
a) leitet das Vereinigungsverfahren; 
b) vollzieht den Vereinigungsbeschluss, soweit nicht die Räte der beteiligten Gemeinden 

zuständig sind; 
c) informiert die Öffentlichkeit über das Vereinigungsverfahren; 
d) legt der Bürgerschaft der vereinigten Gemeinde vor: 

1. die Gemeindeordnung; 
2. den Voranschlag für das erste Rechnungsjahr; 

e) führt die Wahl von Rat und Geschäftsprüfungskommission oder von Rat und Gemeinde-
parlament der vereinigten Gemeinde durch. 

 
 

                                                
4  Art. 135 ff. GG, sGS 151.2. 



 - 3 - 

 
 

 
 
bb_sgprod-858280.doc 

Gemeindeordnung a) für eine Gemeinde mit Bürgerversammlung 

 Art. 9. Ist die vereinigte Gemeinde als Gemeinde mit Bürgerversammlung organisiert, wird 

ihre Gemeindeordnung auf unbestimmte Zeit erlassen. 
 
 Die Bürgerschaft der neuen Gemeinde beschliesst an der konstituierenden Bürgerver-
sammlung die Gemeindeordnung. 
 
 
b) für eine Gemeinde mit Parlament 

 Art. 10. Ist die vereinigte Gemeinde als Gemeinde mit Parlament organisiert, wird eine vor-

läufige Gemeindeordnung erlassen, die bis zum Vollzugsbeginn einer vom neu gewählten Par-
lament beschlossenen Gemeindeordnung, jedoch höchstens vier Jahre nach Entstehung der 
vereinigten Gemeinde, angewendet wird. 
 
 Die Bürgerschaft der vereinigten Gemeinde beschliesst an der Urne über die vorläufige 
Gemeindeordnung. 
 
 Das Parlament der vereinigten Gemeinde unterbreitet der Bürgerschaft möglichst rasch 
nach seiner Konstituierung eine Gemeindeordnung. 
 
 
Rechtsnachfolge 

 Art. 11. Die vereinigte Gemeinde ist Rechtsnachfolgerin der beteiligten Gemeinden. 

 
 Aktiven und Passiven der beteiligten Gemeinden, einschliesslich Grundstücke, beschränk-
te dingliche Rechte sowie vor- und angemerkte Rechtsverhältnisse, gehen im Zeitpunkt ihrer 
Entstehung auf die vereinigte Gemeinde über. 
 
 
Bürgerrecht 

 Art. 12. Wer das Bürgerrecht einer beteiligten Gemeinde besitzt, erhält mit der Vereinigung 

das Bürgerrecht der vereinigten Gemeinde. 
 
 
Mitgliedschaft im Zweckverband 

 Art. 13. Sind beteiligte Gemeinden Mitglieder in einem Zweckverband, dem auch nicht be-
teiligte Gemeinden angehören, regeln alle beteiligten Gemeinden und der Zweckverband die 
künftige Mitgliedschaft im Zweckverband. Bei Uneinigkeit entscheidet die Regierung.  
 
 
Selbständige öffentlich-rechtliche Unternehmen 

 Art. 14. Selbständige öffentlich-rechtliche Unternehmen einer beteiligten Gemeinde bleiben 

nach der Vereinigung bestehen, wenn sie nicht von der beteiligten Gemeinde vor der Vereini-
gung aufgelöst werden. 
 
 
Weitergeltung von Reglementen und Vereinbarungen 

 Art. 15. Reglemente und Vereinbarungen der beteiligten Gemeinden werden in den bishe-
rigen Gemeindegebieten bis zum Vollzugsbeginn neuer Reglemente der vereinigten Gemeinde 
angewendet. 
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 Die vereinigte Gemeinde passt Reglemente und Vereinbarungen der beteiligten Gemein-
den innert dreier Jahre nach ihrer Gründung an, soweit sie nicht innert gleicher Frist eigene 
Reglemente erlässt und Vereinbarungen abschliesst. 
 
 Das zuständige Departement kann die Frist im Einzelfall verlängern, wenn es sich aus 
wichtigen Gründen als unmöglich erweist, Reglemente anzupassen oder zu erlassen und Ver-
einbarungen abzuschliessen. 
 
 
Zustandekommen 

 Art. 16. Die Regierung stellt das Zustandekommen der Vereinigung fest. 

 
 Sie beantragt dem Kantonsrat die Anpassung der gesetzlichen Bestimmungen über Zahl 
und Namen. 
 
 
III. Förderung 

Ziele 

 Art. 17. Der Kanton fördert die Vereinigung politischer Gemeinden, wenn die vereinigte 

Gemeinde in der Lage ist, ihre Aufgaben insgesamt leistungsfähiger, wirtschaftlicher und wirk-
samer zu erfüllen.  
 
 Die vereinigte Gemeinde erfüllt ihre Aufgaben: 
a) leistungsfähig, wenn sie die Leistungen eigenverantwortlich erbringt und finanziert; 
b) wirtschaftlich, wenn sie die Leistungen mit einem möglichst geringen Mitteleinsatz erbringt; 
c) wirksam, wenn sie: 

1. über die für die Leistungserbringung geeigneten Mittel verfügt; 
2. mit ihren Leistungen nach Massgabe des öffentlichen Interesses einen hohen Nutzen 

erzielt. 
 
 
Beiträge a) Grundsatz 

 Art. 19. Der Kanton kann leisten: 

a) Projektbeiträge; 
b) Entschuldungsbeiträge; 
c) Beiträge an vereinigungsbedingten Mehraufwand; 
d) Startbeiträge. 
 
 Die Beiträge werden nach Massgabe der vom Kantonsrat gewährten Kredite zugesichert. 
 
 Startbeiträge werden bei der Ermittlung von Finanzausgleichsbeiträgen nicht als Einnah-
men angerechnet. 
 
 
b) Vorbescheid 

 Art. 20. Die Regierung stellt den beteiligten Gemeinden auf gemeinsamen Antrag ihrer Rä-
te einen Vorbescheid zu, in dem sie die Höhe der in der Vorlage an den Kantonsrat in Aussicht 
genommenen Beiträge festhält. 
 
 Der Vorbescheid präjudiziert die Beschlüsse des Kantonsrates nicht. 
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c) Projektbeitrag 

 Art. 21. Der beteiligten Gemeinde kann an die Projektkosten ein Beitrag von höchstens 

50 Prozent des anrechenbaren Aufwandes ausgerichtet werden. 
 
 Anrechenbar ist der projektbedingte zusätzliche Personal- und Sachaufwand der beteilig-
ten Gemeinde, soweit er notwendig und angemessen ist. 
 
 
d) Entschuldungsbeitrag 

 Art. 22. Der beteiligten Gemeinde kann ein Entschuldungsbeitrag ausgerichtet werden. 

 
 Bei der Bemessung werden insbesondere die Steuerkraft und die Vermögenslage berück-
sichtigt. Wird gleichzeitig eine Einheitsgemeinde gebildet, wird bei der Bemessung die Vermö-
genslage der Schulgemeinde mitberücksichtigt. 
 
 Die beteiligte Gemeinde verwendet den Entschuldungsbeitrag für zusätzliche Abschrei-
bungen auf dem Verwaltungsvermögen. 
 
 
e) Beitrag an vereinigungsbedingten Mehraufwand 

 Art. 23. Der vereinigten Gemeinde kann ein Beitrag an den unmittelbar aus der Vereini-

gung entstehenden Mehraufwand ausgerichtet werden. Er beträgt höchstens 50 Prozent.  
 
 Anrechenbar sind insbesondere der Aufwand für Anpassungen der Infrastruktur sowie für 
soziale Massnahmen zugunsten des Personals und von Behördemitgliedern. Für die Ermittlung 
des Beitrags wird der Aufwand angerechnet, der notwendig und angemessen ist. 
 
 
f) Startbeitrag 

 Art. 24. Der vereinigten Gemeinde kann ein Startbeitrag ausgerichtet werden.  
 

 Er ist insbesondere für Steuerfussreduktionen und für zusätzliche Abschreibungen auf dem 
Verwaltungsvermögen zu verwenden. 
 
 
Vereinigung von Schulgemeinden 

 Art. 25. Der Kanton fördert die Vereinigung von Schulgemeinden. 

 
 Die Bestimmungen dieses Erlasses über die Förderung werden sachgemäss angewendet. 
Es werden keine Startbeiträge ausgerichtet. 
 
 

B. Abtrennung von Gemeindeteilen 

I. Allgemeine Bestimmung 

Begriffe 

 Art. 26. In diesem Abschnitt bedeuten: 
a) beteiligte Gemeinde: die in das Verfahren einbezogene Gemeinde; 
b) abgebende Gemeinde: die Gemeinde, von welcher der Gemeindeteil abgetrennt wird; 
c) aufnehmende Gemeinde: die Gemeinde, in welcher der Gemeindeteil aufgenommen wird; 
d) neue Gemeinde: die Gemeinde, die aus dem Gemeindeteil der abgebenden Gemeinde 

entsteht. 
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II. Vereinigung mit einer aufnehmenden Gemeinde 

Einleitung des Verfahrens 

 Art. 27. Das Verfahren der Abtrennung eines Gemeindeteils zur Vereinigung mit einer auf-
nehmenden Gemeinde wird eingeleitet: 
a) durch übereinstimmenden Beschluss der Räte der beteiligten Gemeinden. In Gemeinden 

mit Parlament beschliesst das Parlament; 
b) nach Zustandekommen von gleichlautenden Initiativen in den beteiligten Gemeinden. 
 
 
Abtrennungs- und Aufnahmebeschluss a) Verfahren 

 Art. 28. Die Räte der beteiligten Gemeinden vereinbaren den Abtrennungs- und Aufnah-
mebeschluss. 
 
 Der Abtrennungs- und Aufnahmebeschluss untersteht der obligatorischen Abstimmung in 
den beteiligten Gemeinden.  
 
 
b) Inhalt 

 Art. 29. Der Abtrennungs- und Aufnahmebeschluss legt das Gebiet des Gemeindeteils fest 

und regelt insbesondere: 
a) den Zeitpunkt von Abtrennung und Aufnahme; 
b) die auf die aufnehmende Gemeinde übergehenden Rechte und Pflichten; 
c) die Übertragung von Vermögenswerten und Archiv an die aufnehmende Gemeinde; 
d) allfällige von den beteiligten Gemeinden einander zu entrichtende Geld- und Sachleistun-

gen. 
 
 
Erfüllung von Aufgaben a) der örtlichen Korporation 

 Art. 30. Der Rat der aufnehmenden politischen Gemeinde und der Rat der örtlichen Korpo-
ration, deren Gebiet sich in der abgebenden Gemeinde auf den abgetrennten Gemeindeteil er-
streckt, vereinbaren für höchstens drei Jahre nach Aufnahme des Gemeindeteils die Erfüllung 
der Korporationsaufgaben auf dem Gebiet der aufnehmenden Gemeinde. 
 
 Die Vereinbarung ist vom fakultativen Referendum ausgenommen. 
 
 
b) der Schulgemeinde 

 Art. 31. Der Rat der aufnehmenden politischen Gemeinde und der Rat der Schulgemeinde, 

deren Gebiet sich in der abgebenden Gemeinde auf den abgetrennten Gemeindeteil erstreckt, 
vereinbaren für höchstens drei Jahre nach Aufnahme des Gemeindeteils die Erfüllung der Auf-
gaben der Schulgemeinde auf dem Gebiet der aufnehmenden Gemeinde. 
 
 Die Vereinbarung ist vom fakultativen Referendum ausgenommen. 
 
 
Genehmigung 

 Art. 32. Das zuständige Departement: 
a) genehmigt den Abtrennungs- und Aufnahmebeschluss; 
b) genehmigt die Vereinbarung zwischen politischer Gemeinde und örtlicher Korporation oder 

Schulgemeinde über die Erfüllung von Aufgaben auf dem Gebiet der aufnehmenden Ge-
meinde; 

c) stellt das Zustandekommen von Abtrennung und Aufnahme des Gemeindeteils fest. 
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III. Bildung einer neuen Gemeinde 

Einleitung des Verfahrens 

 Art. 33. Das Verfahren der Abtrennung eines Gemeindeteils zur Bildung einer neuen 
Gemeinde wird eingeleitet: 
a) durch Beschluss des Rates der abgebenden Gemeinde. In Gemeinden mit Parlament 

beschliesst das Parlament; 
b) nach Zustandekommen einer Initiative. 
 
 
Abtrennungs- und Gründungsbeschluss a) Verfahren 

 Art. 34. Die Bürgerschaft beschliesst auf Antrag des Rates, in Gemeinden mit Parlament 
auf Antrag des Parlamentes, in obligatorischer Abstimmung über den Abtrennungs- und Grün-
dungsbeschluss. 
 
 Der Abtrennungs- und Gründungsbeschluss wird rechtsgültig, wenn er von den Stimmbe-
rechtigten des in der abgebenden Gemeinde verbleibenden Gebietes und den Stimmberech-
tigten des die neue Gemeinde bildenden Gemeindeteils angenommen wird. 
 
 
b) Inhalt 

 Art. 35. Der Abtrennungs- und Gründungsbeschluss legt das Gebiet des Gemeindeteils 

fest und regelt insbesondere: 
a) Name, Organisationsform und Wappen der neuen Gemeinde; 
b) den zeitlichen Ablauf der Abtrennung und den Zeitpunkt der Gründung der neuen Gemein-

de; 
c) die auf die neue Gemeinde übergehenden Rechte und Pflichten; 
d) den Vollzug hängiger Beschlüsse der Bürgerschaft der abgebenden Gemeinde mit Wir-

kung für die neue Gemeinde; 
e) die Übertragung von Vermögenswerten und Archiv an die neue Gemeinde; 
f) die Zurverfügungstellung von Verwaltungspersonal und Einrichtungen der abgebenden 

Gemeinde für die neue Gemeinde; 
g) die Überführung von Verwaltungsstellen, unselbständigen öffentlich-rechtlichen Unterneh-

men und Personal in die neue Gemeinde; 
h) den Übergang von selbständigen öffentlich-rechtlichen Unternehmen an die neue Gemein-

de. 
 
 
c) Genehmigung 

 Art. 36. Das zuständige Departement genehmigt den Abtrennungs- und Gründungsbe-
schluss. 
 
 
Konstituierungsrat a) Zusammensetzung 

 Art. 37. Der Konstituierungsrat setzt sich aus wenigstens fünf Mitgliedern zusammen, die  

in dem für die Bildung der neuen Gemeinde bezeichneten Gemeindeteil stimmberechtigt sind. 
Der Vereinigungsbeschluss kann vorsehen, dass der Rat der vereinigten Gemeinde an die 
Stelle des Konstituierungsrates tritt. 
 
 Der Konstituierungsrat wählt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden aus seiner Mitte sowie 
die Schreiberin oder den Schreiber. 
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 Die Vorschriften des Gemeindegesetzes vom 23. August 1979 über den Rat5 werden 

sachgemäss angewendet. 
 
 
b) Wahl 

 Art. 38. Die Stimmberechtigten des für die Bildung der neuen Gemeinde bezeichneten Ge-
meindeteils wählen den Konstituierungsrat. 
 
 Die Wahl findet gleichzeitig mit der Abstimmung über den Abtrennungs- und Gründungsbe-
schluss statt. Sie kommt mit Rechtsgültigkeit des Abtrennungs- und Gründungsbeschlusses zu-
stande. 
 
 
c) Aufgaben 

 Art. 39. Der Konstituierungsrat: 

a) leitet das Gründungsverfahren; 
b) vollzieht gemeinsam mit dem Rat der abgebenden Gemeinde den Abtrennungs- und Grün-

dungsbeschluss. Bei Uneinigkeit entscheidet das zuständige Departement; 
c) informiert die Öffentlichkeit über das Gründungsverfahren; 
d) legt der Bürgerschaft der neuen Gemeinde vor: 

1. die Gemeindeordnung; 
2. den Voranschlag für das erste Rechnungsjahr; 

e) führt die Wahl von Rat und Geschäftsprüfungskommission oder von Rat und Gemeinde-
parlament durch. 

 
 
Gemeindeordnung a) für eine Gemeinde mit Bürgerversammlung 

 Art. 40. Ist die neue Gemeinde als Gemeinde mit Bürgerversammlung organisiert, wird ihre 
Gemeindeordnung auf unbestimmte Zeit erlassen. 
 
 Die Bürgerschaft der neuen Gemeinde beschliesst an der konstituierenden Bürgerver-
sammlung die Gemeindeordnung. 
 
 
b) für eine Gemeinde mit Parlament 

 Art. 41. Ist die neue Gemeinde als Gemeinde mit Parlament organisiert, wird eine vorläufi-

ge Gemeindeordnung erlassen, die bis zum Vollzugsbeginn einer vom neu gewählten Parla-
ment beschlossenen Gemeindeordnung, jedoch höchstens vier Jahre nach Entstehung der 
neuen Gemeinde, angewendet wird. 
 
 Die Bürgerschaft der neuen Gemeinde beschliesst an der Urne über die vorläufige Ge-
meindeordnung. 
 
 Das Parlament der neuen Gemeinde unterbreitet der Bürgerschaft möglichst rasch nach 
seiner Konstituierung eine Gemeindeordnung. 
 
 
Bürgerrecht 

 Art. 42. Wer das Bürgerrecht der abgebenden Gemeinde besitzt und Wohnsitz in der 
neuen Gemeinde hat, erhält mit der Bildung der neuen Gemeinde das Bürgerrecht dieser Ge-
meinde und verliert jenes der abgebenden Gemeinde. 
 

                                                
5  Art. 135 ff. GG, sGS 151.2. 
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Mitgliedschaft im Zweckverband 

 Art. 43. Die neue Gemeinde wird Mitglied im Zweckverband, dem die abgebende Gemein-

de angehört, wenn sie nicht durch Beschluss des Konstituierungsrates von einem Beitritt ab-
sieht. 
 
 Zweckverband und beteiligte Gemeinden regeln Rechte und Pflichten der beteiligten Ge-
meinden: 
a) aus der Mitgliedschaft der abgebenden und der neuen Gemeinde; 
b) aus dem Nichtbeitritt der neuen Gemeinde. 
  
 Bei Uneinigkeit entscheidet das zuständige Departement. 
 
 
Erfüllung von Aufgaben a) der örtlichen Korporation 

 Art. 44. Der Konstituierungsrat der politischen Gemeinde und der Rat der örtlichen Korpo-

ration, deren Gebiet sich in der abgebenden Gemeinde auf den abgetrennten Gemeindeteil 
erstreckt, vereinbaren für höchstens drei Jahre nach Gründung der neuen Gemeinde die Erfül-
lung der Korporationsaufgaben auf dem Gebiet der neuen Gemeinde. 
 
 Die Vereinbarung ist vom fakultativen Referendum ausgenommen. 
 
 Sie bedarf der Genehmigung des zuständigen Departementes. 
 
 
b) der Schulgemeinde 

 Art. 45. Der Konstituierungsrat der politischen Gemeinde und der Rat der Schulgemeinde, 

deren Gebiet sich in der abgebenden Gemeinde auf den abgetrennten Gemeindeteil erstreckt, 
vereinbaren für höchstens drei Jahre nach Gründung der neuen Gemeinde die Erfüllung der 
Aufgaben der Schulgemeinde auf dem Gebiet der neuen Gemeinde. 
 
 Die Vereinbarung ist vom fakultativen Referendum ausgenommen. 
 
 Sie bedarf der Genehmigung des zuständigen Departementes. 
 
 
Weitergeltung von Reglementen und Vereinbarungen 

 Art. 46. Reglemente und Vereinbarungen der abgebenden Gemeinde werden in der neuen 

Gemeinde bis zum Vollzugsbeginn eigener Reglemente und Vereinbarungen angewendet. 
 
 Die neue Gemeinde passt Reglemente und Vereinbarungen der abgebenden Gemeinde 
innert dreier Jahre nach ihrer Gründung an, soweit sie nicht innert gleicher Frist eigene Regle-
mente erlässt und Vereinbarungen abschliesst. 
 
 Das zuständige Departement kann die Frist im Einzelfall verlängern, wenn es sich aus 
wichtigen Gründen als unmöglich erweist, die Anpassung oder den Erlass von Reglementen 
und den Abschluss von Vereinbarungen vorzunehmen. 
 
 
Zustandekommen 

 Art. 47. Das zuständige Departement, bei Beteiligung von politischen Gemeinden die Re-
gierung, stellt das Zustandekommen der Abtrennung des Gemeindeteils zur Bildung einer 
neuen Gemeinde fest. 
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 Ist eine neue politische Gemeinde entstanden, beantragt die Regierung dem Kantonsrat 
die Änderung der gesetzlichen Bestimmungen über Zahl und Namen. 
 
 

C. Aufhebung von Gemeinden 

I. Allgemeine Bestimmung 

Begriff 

 Art. 48. In diesem Abschnitt bedeutet «vorbestandene Gemeinde» die aufzuhebende oder 

die aufgehobene Gemeinde. 
 
 
II. Aufhebung von Gesetzes wegen 

Verfahren 

 Art. 49. Das zuständige Departement hebt Spezialgemeinden auf, die keine Aufgaben im 

öffentlichen Interesse mehr erfüllen. 
 
 Es beschliesst über: 
a) die Rechtsnachfolge der vorbestandenen Gemeinde; 
b) den Übergang von Aktiven und Passiven. Grundstücke, beschränkte dingliche Rechte so-

wie vor- und angemerkte Rechtsverhältnisse gehen auf die Rechtsnachfolgerin im Zeit-
punkt der Aufhebung der Spezialgemeinde über; 

c) die Übergabe des Archivs. 
 
 
Ortsbürgerliche Korporation 

 Art. 50. Das zuständige Departement hebt eine ortsbürgerliche Korporation auf, wenn die 

Ortsgemeinde, der sie angehört, aufgehoben worden ist. 
 
 Es hebt eine als Vermögensgemeinschaft mehrerer Ortsgemeinden bestehende ortsbür-
gerliche Korporation auf, wenn alle sie bildenden Ortsgemeinden aufgehoben worden sind. 
 
 Art. 49 Abs. 2 dieses Erlasses wird sachgemäss angewendet. 
 
 
III. Aufhebung durch eigenen Beschluss 

Verfahren 

 Art. 51. Die Spezialgemeinde kann durch rechtsetzende Vereinbarung die Aufgaben einer 

anderen Spezialgemeinde übertragen und die Aufhebung der Gemeinde beschliessen. 
 
 Die Bürgerschaft der Spezialgemeinde, die ihre Aufgaben überträgt, beschliesst in obliga-
torischer Abstimmung über die Vereinbarung. 
 
 
Rechtsnachfolge 

 Art. 52. Die Spezialgemeinde, an welche die Aufgaben übertragen werden, ist Rechts-
nachfolgerin der vorbestandenen Spezialgemeinde. 
 
 Sie übernimmt: 
a) Aktiven und Passiven. Grundstücke, beschränkte dingliche Rechte sowie vor- und ange-

merkte Rechtsverhältnisse gehen auf die Rechtsnachfolgerin im Zeitpunkt der Aufhebung 
der vorbestandenen Gemeinde über; 

b) das Archiv der Spezialgemeinde. 
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Zustandekommen 

 Art. 53. Das zuständige Departement: 

a) genehmigt die Vereinbarung; 
b) stellt die Aufhebung der Spezialgemeinde fest. 
 
 
IV. Aufhebung durch Inkorporation 

Einheitsgemeinde a) Inkorporation durch Vereinbarung 

 Art. 54. Politische Gemeinde und Schulgemeinde können die Inkorporation der Schulge-

meinde in die politische Gemeinde vereinbaren. 
 
 Die Bürgerschaft der Schulgemeinde beschliesst in obligatorischer Abstimmung über die 
Vereinbarung. 
 
 Erstreckt sich die Schulgemeinde über mehrere politische Gemeinden, bedarf die Verein-
barung der Zustimmung aller politischen Gemeinden. 
 
 
b) Inkorporation durch Beschluss des Kantonsrates 

 Art. 55. Der Kantonsrat kann die Inkorporation einer Schulgemeinde beschliessen, wenn 

die Inkorporation im Interesse eines wirtschaftlichen Mitteleinsatzes oder einer wirksamen 
Aufgabenerfüllung geboten ist. 
 
 
c) Förderung 

 Art. 56. Der Kanton kann Projektbeiträge leisten. Sie werden nach Massgabe der vom 
Kantonsrat gewährten Kredite zugesichert. 
 
 Art. 21 dieses Erlasses wird sachgemäss angewendet. 
  
 
d) Rechtsnachfolge 

 Art. 57. Die politische Gemeinde ist Rechtsnachfolgerin der vorbestandenen Schulgemein-
de.  
 
 Sie übernimmt: 
a) Aktiven und Passiven. Grundstücke, beschränkte dingliche Rechte sowie vor- und ange-

merkte Rechtsverhältnisse gehen auf die Rechtsnachfolgerin im Zeitpunkt der Inkorpora-
tion der vorbestandenen Gemeinde über; 

b) das Archiv der Schulgemeinde. 
 
 Die Vereinbarung bezeichnet die als Rechtsnachfolgerin wirkende politische Gemeinde, 
wenn sich die Schulgemeinde über mehrere politische Gemeinden erstreckt. 
 
 
Örtliche Korporation a) Aufhebung und Inkorporation durch Vereinbarung oder Beschluss 

 Art. 58. Politische Gemeinde und örtliche Korporation können die Inkorporation der örtli-
chen Korporation in die politische Gemeinde oder die Übertragung der Aufgaben der örtlichen 
Korporation an eine andere juristische Person vereinbaren. Die Bürgerschaft der örtlichen 
Korporation beschliesst in obligatorischer Abstimmung über die Vereinbarung. 
 
 Die politische Gemeinde kann, wenn wichtige öffentliche Interessen es rechtfertigen, die 
örtliche Korporation durch Beschluss inkorporieren. 
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 Erstreckt sich die örtliche Korporation über mehrere politische Gemeinden, bedarf die Ver-
einbarung oder der Beschluss der Zustimmung aller politischen Gemeinden. 
 
 
b) Inkorporationspflicht 

 Art. 59. Die politische Gemeinde ist zur Inkorporation verpflichtet, wenn die Bürgerschaft 

einer örtlichen Korporation die Aufhebung beschliesst. 
 
 Erstreckt sich die örtliche Korporation über mehrere politische Gemeinden, wird die örtliche 
Korporation in die politische Gemeinde, welche die meisten Stimmberechtigten der örtlichen 
Korporation zählt, inkorporiert. 
 
 
c) Rechtsnachfolge 

 Art. 60. Die politische Gemeinde oder eine andere juristische Person ist Rechtsnachfolge-

rin der örtlichen Korporation. 
 
 Sie übernimmt: 
a) Aktiven und Passiven. Grundstücke, beschränkte dingliche Rechte sowie vor- und ange-

merkte Rechtsverhältnisse gehen auf die Rechtsnachfolgerin im Zeitpunkt der Inkorpora-
tion der vorbestandenen Gemeinde über; 

b) das Archiv der örtlichen Korporation. 
 
 Erstreckt sich die örtliche Korporation über mehrere politische Gemeinden, ist die politi-
sche Gemeinde, welche die meisten Stimmberechtigten der örtlichen Korporation zählt, 
Rechtsnachfolgerin. 
 
 
Ortsbürgerliche Korporation a) Verfahren 

 Art. 61. Eine ortsbürgerliche Korporation kann durch Vereinbarung inkorporiert werden: 

a) in die Ortsgemeinde; 
b) in eine andere ortsbürgerliche Korporation, wenn diese derselben Ortsgemeinde angehört 

und den gleichen oder einen ähnlichen Zweck erfüllt; 
c) in die Kirchgemeinde oder in eine kirchliche Korporation, wenn die ortsbürgerliche Korpora-

tion Bürgerinnen und Bürger gleicher Konfession umfasst. 
 
 Die Bürgerschaft der ortsbürgerlichen Korporation beschliesst in obligatorischer Abstim-
mung über die Vereinbarung. 
 
 
b) Rechtsnachfolge 

 Art. 62. Die inkorporierende Gemeinde ist Rechtsnachfolgerin der ortsbürgerlichen Korpo-

ration. 
 
 Sie übernimmt: 
a) Aktiven und Passiven. Grundstücke, beschränkte dingliche Rechte sowie vor- und ange-

merkte Rechtsverhältnisse gehen auf die Rechtsnachfolgerin im Zeitpunkt der Inkorpora-
tion der vorbestandenen Gemeinde über; 

b) das Archiv der ortsbürgerlichen Korporation. 
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Zustandekommen 

 Art. 63. Das zuständige Departement: 

a) genehmigt die Vereinbarung; 
b) stellt die Aufhebung der Gemeinde fest. 
 
 

D. Schlussbestimmungen 

Änderung bisherigen Rechts a) Gemeindegesetz 

 Art. 64. Das Gemeindegesetz vom 23. August 19796 wird wie folgt geändert: 

 
  Zahl und Bestand 

   Art. 13. Der Kanton St.Gallen umfasst die 88 politischen Gemeinden St. Gallen, 
Wittenbach, Häggenschwil, Muolen, Mörschwil, Goldach, Steinach, Berg, Tü-
bach, Untereggen, Eggersriet, Rorschacherberg, Rorschach, Thal, Rheineck, 
St.Margrethen, Au, Berneck, Balgach, Diepoldsau, Widnau, Rebstein, Marbach, 
Altstätten, Eichberg, Oberriet, Rüthi, Sennwald, Gams, Grabs, Buchs, Sevelen, 
Wartau, Sargans, Vilters-Wangs, Bad Ragaz, Pfäfers, Mels, Flums, Walenstadt, 
Quarten, Amden, Weesen, Schänis, Benken, Kaltbrunn, Rieden, Gommiswald, 
Ernetschwil, Uznach, Schmerikon, Rapperswil-Jona, Eschenbach, Goldingen, 
St.Gallenkappel, Wildhaus, Alt St.Johann, Stein, Nesslau-Krummenau, Ebnat-
Kappel, Wattwil, Lichtensteig, Oberhelfenschwil, Brunnadern, Hemberg, 
St.Peterzell, Krinau, Bütschwil, Lütisburg, Mosnang, Kirchberg, Mogelsberg, 
Ganterschwil, Jonschwil, Oberuzwil, Uzwil, Flawil, Degersheim, Wil, Bronsch-
hofen, Zuzwil, Oberbüren, Niederbüren, Niederhelfenschwil, Gossau, Andwil, 
Waldkirch, Gaiserwald. 

 
 
   Art. 16, 18 und 24 werden aufgehoben. 
 

 
 Entstehung und Aufhebung 

 Art. 28. Die örtliche Korporation entsteht mit der Annahme der Gemeindeordnung 

und der Anerkennung durch das zuständige Departement. Dieses kann eine Minder-
heit zum Beitritt zwingen. 

 
   ___ 
 
 
  Unterbleiben einer gebotenen Zusammenarbeit 

  Art. 202bis (neu). Unterbleibt eine gebotene Zusammenarbeit, werden die dar-
aus resultierenden Mehraufwendungen im Finanzausgleich nicht berücksichtigt 
oder die Beiträge herabgesetzt.  

 
 

 Der Anhang «Einteilung des Kantons St.Gallen in politische Gemeinden und in 
Ortsgemeinden (Art. 13 und 18 des Gesetzes)» wird aufgehoben. 

 

 

                                                
6  sGS 151.2. 
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b) Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 

 Art. 65. Das Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vom 16. Mai 19657 wird wie folgt 

geändert: 
 
  b) gegen Verwaltungsbehörden 

   Art. 59bis. Sofern kein ordentliches Rechtsmittel an eine Verwaltungsbehörde 

oder eine verwaltungsunabhängige Kommission des Bundes offen steht, beurteilt das 
Verwaltungsgericht Beschwerden gegen Verfügungen und Entscheide der Regierung, 
des Erziehungsrates, des Universitätsrates, des Rates der Pädagogischen Hochschu-
le Rorschach, der Verwaltungskommission der Gebäudeversicherungsanstalt und des 
Gesundheitsrates sowie gegen Entscheide der Departemente. 

 
   Die Beschwerde ist unzulässig:  
  a)  in folgenden Angelegenheiten:  
   1.  Staatsaufsicht, wenn nicht Verletzung der Autonomie geltend gemacht wird; 
   2.  Beiträge des Staates und öffentlich-rechtlicher Anstalten, auf die das kantona-

le oder Bundesrecht keinen Anspruch einräumt; 
   3. Finanzausgleich; 

3bis. Beiträge zur Förderung der Vereinigung von Gemeinden und Inkorpora-
tion von Schulgemeinden;  

   4.  Wahlen und Ernennungen. Zulässig ist die Beschwerde gegen Verfügungen 
und Entscheide im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis und gegen Diszipli-
narmassnahmen, unzulässig jedoch bei der erstmaligen Begründung des 
Dienstverhältnisses und bei einer Beförderung, es sei denn, eine Verletzung 
der Gleichstellung der Geschlechter werde geltend gemacht;  

   5.  Zulassung ausländischer Arbeitskräfte zulasten der Höchstzahlen;  
   6. …    
   7. Zahlungserleichterungen und Zahlungserlasse; 

   b)  gegen Verfügungen und Entscheide: 
   1. der konfessionellen Oberbehörden;  
   2.  ...  

3. über Minderheitsbeschwerden gemäss Art. 245 des Gemeindegesetzes; 
   4. des zuständigen Departementes und der Regierung nach dem Gemein-

devereinigungsgesetz. 
 
   Der Präsident des Verwaltungsgerichtes beurteilt Beschwerden gegen Verfügun-

gen des zuständigen Departementes über die unentgeltliche Rechtspflege und 
Rechtsverbeiständung. 

 
 
Übergangsbestimmungen a) Beitrag an vereinigungsbedingten Mehraufwand 

 Art. 66. Eine in den fünf Jahren vor Vollzugsbeginn dieses Erlasses durch Vereinigung ent-

standene Gemeinde kann um den Beitrag an vereinigungsbedingten Mehraufwand nach Art. 23 
dieses Erlasses ersuchen. 
 
 Sie reicht das Gesuch innert eines Jahres nach Vollzugsbeginn dieses Erlasses ein. 
 
 
Vollzugsbeginn 

 Art. 69. Die Regierung bestimmt den Vollzugsbeginn dieses Erlasses. 

 

                                                
7  sGS 951.1. 


	%Title%
	Gemeindevereinigungsgesetz


